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Kurzbeschreibung

Rosa Luxemburg (1871-1919) entwickelte sich zu Beginn des 20. Jahrhunderts zu einer der führenden
Denkerinnen der sozialistischen Bewegung in Europa und war 1914 die vielleicht kompromissloseste
Antikriegsstimme des linken Flügels der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands. Von der
Militärregierung 1916 wegen ihres anhaltenden pazifistischen Engagements inhaftiert, wurde Luxemburg
Anfang November 1918 freigelassen, gerade als revolutionäre Arbeiter- und Soldatenräte die politische
Landschaft des Landes grundlegend umwälzten. Luxemburg nahm ihren radikalen Aktivismus
umgehend wieder auf. Bereits einen Tag nach ihrer Entlassung aus dem Gefängnis übernahm sie die
Leitung der revolutionären Zeitung Die Rote Fahne, schrieb Leitartikel und baute sie zum offiziellen
Organ der revolutionären Linken in Deutschland aus. In ähnlicher Weise leitete Luxemburg die Gründung
der Kommunistischen Partei Deutschlands (KPD) am Neujahrstag 1919. Nur zwei Wochen später, am 15.
Januar 1919, entführte und ermordete ein rechtsextremes Mordkommando Luxemburg in Berlin nach
dem gescheiterten Spartakusaufstand.

Als 1914 der Erste Weltkrieg ausbrach, arbeitete Luxemburg enger mit dem revolutionären Sozialisten
Karl Liebknecht zusammen (den das gleiche Kommando am 15. Januar ebenfalls ermordete).
Gemeinsam hatten Luxemburg und Liebknecht 1916 einige der radikaleren und unzufriedenen Pazifisten
unter den Sozialdemokraten in der linksextremen Antikriegsgruppe Spartakus organisiert, und die
beiden Persönlichkeiten arbeiteten Ende 1918 – nach ihrer jeweiligen Entlassung aus politischer Haft –
bei der Gründung der Roten Fahne und der Kommunistischen Partei Deutschlands eng zusammen.

Trotz ihrer engen und langjährigen Verbindung gingen Luxemburg und Liebknecht jedoch in bestimmten
politischen und taktischen Fragen auseinander. Dies zeigte sich zum Beispiel auf dem
Gründungskongress der KPD am 1. Januar 1919, als die Partei darüber debattierte, ob sie bei den
bevorstehenden Wahlen zur Nationalversammlung einen Kandidaten aufstellen sollte. Liebknecht
sprach sich nachdrücklich dagegen aus und sah den Weg zur Revolution in Deutschland als den gleichen,
den Lenin in Russland soeben mit scheinbarem Erfolg beschritten hatte – ein bewaffneter Aufstand und
die gewaltsame Machtergreifung. Luxemburg bevorzugte einen weniger gewaltsamen Weg zur Macht,
und obwohl sie in ihrem Dezemberartikel tiefe und grundsätzliche Bedenken gegen die
Nationalversammlung äußerte, entwickelte sich ihre Position in dieser Frage in den letzten Wochen des
Jahres 1918 weiter, und sie sprach sich zunehmend für eine energische Wahlkampagne der KPD aus, um
Sitze in der Versammlung zu gewinnen. Diese beiden Dokumente, die im Abstand von weniger als zwei
Wochen verfasst wurden, veranschaulichen das Ausmaß von Luxemburgs taktischer Entwicklung und die
Flexibilität ihres Denkens.

Ihr Artikel „Nationalversammlung oder Räteregierung?“ vom 17. Dezember erschien in der Roten Fahne
während eines Kongresses in Berlin, an dem Vertreter von Arbeiter- und Soldatenräten aus ganz
Deutschland teilnahmen. Die zentrale Frage dieses Kongresses war, ob die spontan gebildeten örtlichen
Räte, die der Motor der Novemberrevolution gewesen waren, die Grundlage einer nationalen Regierung
bilden sollten, oder ob Wahlen für eine Nationalversammlung stattfinden sollten, die eine Verfassung für
die neue Republik ausarbeiten würde. Luxemburg plädierte nachdrücklich für Ersteres – eine nationale
Regierung, deren Autorität sich von den lokalen revolutionären Räten ableitet – und sie hatte eindeutig
die Absicht, die Entscheidungen der Abgeordneten zu beeinflussen. Stattdessen stimmte der Kongress
der Arbeiter- und Soldatenräte mit überwältigender Mehrheit für die Wahlen zu einer
Nationalversammlung. Diese mangelnde Unterstützung für eine Räteregierung veranlasste Luxemburg,



 

die allgemeine Strategie der Revolution zu überdenken, auch wenn sie Bedenken wegen der
überstürzten Abstimmung auf dem Kongress hegte. In ihrer Rede vor den Gründungsmitgliedern der KPD
am 1. Januar vertrat sie nun die Ansicht, dass die revolutionären Sozialisten versuchen sollten, so viele
Sitze in der Nationalversammlung wie möglich zu erringen, um von dort aus die Saat der Revolution in
den Regierungssälen selbst zu säen. Die KPD-Mitglieder stimmten jedoch später an diesem Tag gegen
Luxemburgs Position und sprachen sich entschieden für einen Boykott der Wahlen und einen
außerparlamentarischen Weg zur Macht aus.

Eine Anmerkung zu einigen Verweisen in den Texten: In ihrem Artikel vom 17. Dezember bezeichnete
Luxemburg die gemäßigten Sozialdemokraten als „Scheidemänner“, eine Anspielung auf den
Nachnamen des prominenten SPD-Politikers Philipp Scheidemann, den sie zusammen mit seinen
Anhängern als „Lakaien der Bourgeoisie“ verunglimpfte, weil er bereits vor dem radikalen Potenzial der
Novemberrevolution zurückgeschreckt war. In ihrer Rede vom 1. Januar bezog sich „Genosse Rühle“ auf
das KPD-Mitglied Otto Rühle, der sich für eine Regierung auf der Grundlage von Räten einsetzte und einer
zentralisierten Parteibürokratie skeptisch gegenüberstand. „Genosse Levi“ war Paul Levi, der sich stark
für die Teilnahme der Partei an den Wahlen zur Nationalversammlung einsetzte. Levi wurde gut zwei
Monate später Vorsitzender der KPD und lenkte die Partei dahingehend, dass sie sich auf dem nächsten
Parteitag im Oktober 1919 zur Teilnahme an den Wahlen auf Bundes-, Landes- und Kommunalebene in
ganz Deutschland verpflichtete.

Quelle

I. Nationalversammlung oder Räteregierung (1918)

So lautet der zweite Punkt der Tagesordnung der Reichsversammlung der A.- u. S.-Räte, und so ist in
Wirklichkeit die Kardinalfrage der Revolution in diesem Augenblick gestellt. Entweder
Nationalversammlung oder die ganze Macht den A.- u. S.-Räten, entweder Verzicht auf den Sozialismus
oder schärfster Klassenkampf im vollen Rüstzeug des Proletariats gegen die Bourgeoisie: Das ist das
Dilemma.

Ein idyllischer Plan dies: auf parlamentarischem Wege, durch einfachen Mehrheitsbeschluß den
Sozialismus zu verwirklichen! Schade, daß diese himmelblaue Phantasie aus dem Wolkenkuckucksheim
nicht einmal mit der geschichtlichen Erfahrung der bürgerlichen Revolution, geschweige mit der Eigenart
der proletarischen Revolution rechnet.

Wie standen die Dinge in England? Dort ist die Wiege des bürgerlichen Parlamentarismus, dort hat er sich
am frühesten, am kraftvollsten entfaltet. Als im Jahre 1649 die Stunde der ersten modernen bürgerlichen
Revolution in England geschlagen hatte, blickte das englische Parlament bereits auf eine mehr als
dreihundertjährige Geschichte zurück. Das Parlament wurde denn auch vom ersten Augenblick der
Revolution an zu ihrem Mittelpunkt, Bollwerk, ihrem Hauptquartier. Das berühmte Lange Parlament, das
alle Phasen der englischen Revolution, vom ersten Geplänkel zwischen der Opposition und der
königlichen Macht bis zum Prozeß und zur Hinrichtung Karl Stuarts, im eigenen Schoße ausgetragen hat,
dieses Parlament war ein unübertreffliches, gefügiges Werkzeug in den Händen der aufstrebenden
Bourgeoisie.

Und was ergab sich? Dieses selbe Parlament mußte sich ein besonderes „parlamentarisches Heer“
schaffen, das von ihm aus seinem Schoße gewählte Parlamentsgenerale ins Feld führten, um in langem,
zähem, blutigem Bürgerkriege den Feudalismus, das Heer der königstreuen „Kavaliere“ aufs Haupt zu
schlagen. Nicht in den Debatten in der Westminster Abtei, sosehr dort der geistige Mittelpunkt der
Revolution war, sondern auf den Schlachtfeldern von Marston-Moor und Naseby, nicht durch die
glänzenden Parlamentsreden, sondern durch die bäuerliche Reiterei, durch die „Eisenseiten“ Cromwells



 

wurden die Schicksale der englischen Revolution entschieden. Und ihr Gang führte vom Parlament durch
Bürgerkrieg zur zweimaligen gewaltsamen „Reinigung“ des Parlaments und schließlich zu Cromwells
Diktatur.

Und in Frankreich? Dort ward der Gedanke der Nationalversammlung zuerst geboren. Es war eine geniale
welthistorische Eingebung des Klasseninstinkts, als die Mirabeau und die anderen im Jahre 1789
erklärten: Die bis dahin stets getrennt gewesenen drei „Stände“, Adel, Klerus und „der dritte Stand“,
müßten von nun an gemeinsam als Nationalversammlung tagen. Diese Versammlung war nämlich
gerade durch die gemeinsame Tagung der Stände ein Werkzeug des bürgerlichen Klassenkampfes.
Zusammen mit starken Minderheiten der beiden oberen Stände hatte der „dritte Stand“, das heißt das
revolutionäre Bürgertum, in der Nationalversammlung von vornherein eine kompakte Majorität.

Und was ergab sich wiederum? Die Vendee, die Emigration, Verrat der Generale, Zettelungen des Klerus,
Aufstand von fünfzig Departements, Koalitionskriege des feudalen Europas, schließlich als das einzige
Mittel, den Sieg der Revolution zu sichern, die Diktatur und als deren Abschluß die Schreckensherrschaft!

So wenig taugte die parlamentarische Majorität, um die bürgerlichen Revolutionen auszufechten! Und
doch, was ist der Gegensatz zwischen Bourgeoisie und Feudalismus, gemessen an dem gähnenden
Abgrund, der heute zwischen Arbeit und Kapital sich aufgetan! Was ist das Klassenbewußtsein auf beiden
Seiten der Kämpfer, die 1649 oder 1789 gegeneinander in die Schranken traten, verglichen mit dem
tödlichen, unaustilgbaren Haß, der heute zwischen dem Proletariat und der Kapitalistenklasse lodert!
Nicht umsonst hat Karl Marx seine wissenschaftliche Blendlaterne an die verborgensten Triebfedern des
ökonomischen und politischen Räderwerkes der bürgerlichen Gesellschaft gehalten. Nicht umsonst hat
er ihr eigenes Tun und Gehaben bis in die feinste Veräderung ihres Fühlens und Denkens als Ausfluß der
großen Grundtatsache beleuchtet, daß sie ihr Leben wie der Vampir vom Blute des Proletariats fristet.

Nicht umsonst hat August Bebel zum Schluß seiner berühmten Rede auf dem Dresdner Parteitag
gerufen: „Ich bin und bleibe ein Todfeind der bürgerlichen Gesellschaft!“

Es ist der letzte große Kampf, in dem es sich um Sein oder Nichtsein der Ausbeutung, um eine Wende der
Menschheitsgeschichte handelt, ein Kampf, in dem es keine Ausflucht, kein Kompromiß, keine Gnade
geben kann.

Und dieser letzte Kampf, der an Gewaltigkeit der Aufgabe alles Dagewesene übertrifft, soll fertigbringen,
was kein Klassenkampf, keine Revolution je fertiggebracht: das Todesringen zweier Welten in ein lindes
Säuseln parlamentarischer Redeschlachten und Majoritätsbeschlüsse auflösen!

Auch der Parlamentarismus war eine Arena des Klassenkampfes für das Proletariat, solange der ruhige
Alltag der bürgerlichen Gesellschaft dauerte: Er war die Tribüne, von der aus die Massen um die Fahne
des Sozialismus gesammelt, für den Kampf geschult werden konnten. Heute stehen wir mitten in der
proletarischen Revolution, und es gilt heute, an den Baum der kapitalistischen Ausbeutung selbst die Axt
zu legen. Der bürgerliche Parlamentarismus hat, wie die bürgerliche Klassenherrschaft, deren
vornehmstes politisches Ziel er ist, sein Daseinsrecht verwirkt. Jetzt tritt der Klassenkampf in seiner
unverhüllten, nackten Gestalt in die Schranken. Kapital und Arbeit haben sich nichts mehr zu sagen, sie
haben einander nur mit eiserner Umarmung zu packen und im Endkampf zu entscheiden, wer zu Boden
geworfen wird.

Das Lassallesche Wort gilt heute mehr denn je: Die revolutionäre Tat ist stets, auszusprechen das, was ist.
Und das, was ist, heißt: hie Arbeit — hie Kapital! Keine Heuchelei der gütlichen Verhandlung, wo es auf
Tod und Leben geht, keine Siege der Gemeinsamkeit, wo ein Hüben, ein Drüben nur gilt. Klar, offen,
ehrlich und durch Klarheit und Ehrlichkeit stark, muß das Proletariat, als Klasse konstituiert, die ganze
politische Macht in seiner Hand sammeln.



 

„Politische Gleichberechtigung, Demokratie!“ sangen uns jahrzehntelang die großen und kleinen
Propheten der bürgerlichen Klassenherrschaft vor.

Und „politische Gleichberechtigung, Demokratie!“ singen ihnen heute wie ein Echo die Handlanger der
Bourgeoisie, die Scheidemänner, nach.

Jawohl, sie soll eben erst verwirklicht werden. Denn das Wort „politische Gleichberechtigung“ wird in
dem Augenblick erst Fleisch, wo die wirtschaftliche Ausbeutung mit Stumpf und Stiel ausgerottet ist.
Und „Demokratie“, Volksherrschaft beginnt erst dann, wenn das arbeitende Volk die politische Macht
ergreift.

Es gilt, an den durch die bürgerlichen Klassen anderthalb Jahrhunderte lang mißbrauchten Worten die
praktische Kritik historischer Handlungen zu üben. Es gilt, die „Liberté, Egalité, Fraternité“, die 1789 in
Frankreich vom Bürgertum proklamiert worden ist, zum erstenmal zur Wahrheit zu machen — durch die
Abschaffung der Klassenherrschaft des Bürgertums. Und als ersten Akt zu dieser rettenden Tat gilt es vor
aller Welt und vor den Jahrhunderten der Weltgeschichte laut zu Protokoll zu geben: Was bisher als
Gleichberechtigung und Demokratie galt: Parlament, Nationalversammlung, gleicher Stimmzettel, war
Lug und Trug! Die ganze Macht in der Hand der arbeitenden Masse als revolutionäre Waffe zur
Zerschmetterung des Kapitalismus — das allein ist wahre Gleichberechtigung, das allein wahre
Demokratie!

Quelle: Rosa Luxemburg, „Nationalversammlung oder Räteregierung“, Die Rote Fahne, Berlin, Nr. 32 vom
17. Dezember 1918. Hier zitiert nach Rosa Luxemburg: Gesammelte Werke, Bd. 4., August 1914 bis Januar
1919, Berlin, S. 460–63. Online verfügbar unter:
https://www.rosalux.de/stiftung/historisches-zentrum/rosa-luxemburg/nationalversammlung-oder-raet
eregierung

II. Rede für die Beteiligung der KPD an den Wahlen zur Nationalversammlung (1918)

Jeder von uns, einschließlich des Genossen Levi, betrachtet vor allem den stürmischen Widerspruch und
die Stimmung, die sich hier während seines Referats entwickelte, mit der inneren Freude über die Quelle,
aus der dieser Widerspruch kommt. Wir verstehen alle und schätzen ungeheuer hoch den revolutionären
Elan und die Entschlossenheit, die aus Euch allen spricht, und wenn Genosse Rühle Euch alle vor
unserem Opportunismus warnte, so lassen wir diese Rüge über uns gehen. Wir haben vielleicht nicht
umsonst gearbeitet, wenn wir so entschlossene Parteigenossen finden. Die Gefahr unseres
Opportunismus ist nicht so groß, wie sie Genosse Rühle hier ausgemalt hat. Ich habe die Überzeugung,
daß es unsere Pflicht ist, auch dann zu Euch laut und deutlich zu sprechen, wenn wir eine Meinung zu
vertreten haben, die der Euren entgegengeht. Wir wären traurige Vertreter des Spartakusbundes, der
gegen die ganze Welt im Trotz auftritt, wenn wir nicht den Mut hätten, unseren eigenen Genossen
entgegenzutreten.

Die Freude, der ich soeben Ausdruck gegeben habe über die Stimmung, die Ihr so stürmisch ausdrückt,
ist nicht ungemischt. Ich betrachte sie mit einem lachenden und einem weinenden Auge. Ich habe die
Überzeugung, Ihr wollt Euch Euren Radikalismus ein bißchen bequem und rasch machen, namentlich die
Zurufe „Schnell abstimmen!“ beweisen das. Es sind nicht die Reife und der Ernst, die in diesen Saal
gehören. Es ist meine feste Überzeugung, es ist eine Sache, die ruhig überlegt und behandelt werden
muß. Wir sind berufen zu den größten Aufgaben der Weltgeschichte, und es kann nicht reif und gründlich
genug überlegt werden, welche Schritte wir vor uns haben, damit wir sicher sind, daß wir zum Ziele
gelangen. So schnell übers Knie brechen kann man nicht so wichtige Entscheidungen. Ich vermisse das
Nachdenkliche, den Ernst, der durchaus den revolutionären Elan nicht ausschließt, sondern mit ihm
gepaart werden soll.

Ich will ein kleines Beispiel dafür geben, wie unüberlegt Sie entschließen wollen über Dinge, die einer
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reifen Überlegung bedürfen. Einer von den Genossen, der besonders heftig und von revolutionärer
Ungeduld getrieben hier Zwischenrufe macht, verlangt, man solle überhaupt keine Zeit verschwenden.
Eine Diskussion über eine der wichtigsten Fragen nennt man Zeitverschwendung. Dieser Genosse hat
sich auf Rußland berufen, und dieses Beispiel kann Euch zeigen, daß man sich keine Zeit nimmt, die
Argumente, die man vorbringt, auf ihre Richtigkeit zu prüfen. In Rußland war die Situation, als man die
Nationalversammlung ablehnte, ein bißchen ähnlich der heutigen in Deutschland. Aber habt Ihr
vergessen, daß vor Ablehnung der Nationalversammlung im November etwas anderes stattgefunden hat,
die Machtergreifung durch das revolutionäre Proletariat? Habt Ihr vielleicht heute schon eine
sozialistische Regierung, eine Trotzki-Lenin-Regierung? Rußland hatte vorher eine lange
Revolutionsgeschichte, die Deutschland nicht hat. In Rußland beginnt die Revolution nicht im März 1917,
sondern bereits im Jahre 1905. Die letzte Revolution ist doch nur das letzte Kapitel, dahinter liegt die
ganze Periode von 1905 an. Da erreicht man eine ganz andere Reife der Massen als heute in Deutschland.
Ihr habt nichts hinter Euch als die elende halbe Revolution vom 9. November. Wir haben sehr reif[lich] zu
überlegen, was der Revolution jetzt am meisten frommt und wie ihre nächsten taktischen Aufgaben
aussehen und zu formulieren sind.

Nicht so eilig, habt Geduld, zu Ende zu hören. Im Parlament mit Schlagworten will man arbeiten. Nicht
das ist das entscheidende. Welcher Weg ist der sicherste, um die Massen in Deutschland zu erziehen zu
den Aufgaben, die sie haben? Ihr geht aus in Eurer Taktik von der Konstellation, daß man in 14 Tagen,
wenn die Leute aus Berlin herausgehen, in Berlin eine neue Regierung machen kann. „Wir machen in 14
Tagen hier eine neue Regierung.“ Ich würde mich freuen, wenn das der Fall wäre. Aber als ernster
Politiker kann ich meine Taktik nicht auf eine Spekulation aufbauen. Es sind allerdings alle Möglichkeiten
nicht ausgeschlossen. Ich werde Ihnen zu entwickeln haben, daß überhaupt durch die neue Wendung in
der Regierung die nächste Phase eine sehr starke Auseinandersetzung mit sich bringen wird. Aber ich bin
verpflichtet, die Wege zu gehen, die sich aus meiner Auffassung über die Zustände in Deutschland
ergeben. Die Aufgaben sind gewaltig, sie münden in die sozialistische Weltrevolution. Aber was wir bisher
in Deutschland sehen, das ist noch die Unreife der Massen. Unsere nächste Aufgabe ist, die Massen zu
schulen, diese Aufgaben zu erfüllen. Das wollen wir durch den Parlamentarismus erreichen. Das Wort soll
entscheiden. Ich sage Ihnen, gerade dank der Unreife der Massen, die bis jetzt nicht verstanden haben,
das Rätesystem zum Siege zu bringen, ist es der Gegenrevolution gelungen, die Nationalversammlung als
ein Bollwerk gegen uns aufzurichten. Nun führt unser Weg durch dieses Bollwerk hindurch. Ich habe die
Pflicht, alle Vernunft dagegen zu richten, gegen dieses Bollwerk anzukämpfen, hineinzuziehen in die
Nationalversammlung, dort mit der Faust auf den Tisch zu schlagen, des Volkes Wille ist das höchste
Gesetz. Hier haben wir zu entscheiden. Wenn die Masse so reif ist, so wird sich ja das kleine Häuflein, die
Minderheit, zur herrschenden Macht gestalten, so werden sie uns die Macht geben, von innen heraus
diejenigen aus dem Tempel zu weisen, die nichts darin zu suchen haben, unsere Gegner, die Bourgeoisie,
die Kleinbürger usw. Dazu kommen sie nicht.

Sie müssen konsequent sein. Auf der einen Seite spekulieren Sie auf eine solche Reife der Verhältnisse,
auf eine solche revolutionäre Macht und Bewußtsein der Massen, daß Sie in 14 Tagen versprechen, an
Stelle der Nationalversammlung eine sozialistische Regierung zu setzen, auf der anderen Seite sagen Sie,
kommt die Nationalversammlung zustande, so wird der Druck der Straße sie hinwegfegen. Bilden Sie
sich doch nicht ein, daß, wenn wir ihnen vorschlagen, ihren Stimmzettel nicht in die Urne zu werfen, daß
dann die Wahlen anders aussehen werden. Die Wahlen stellen ein neues Instrument des revolutionären
Kampfes dar. Sie sind befangen in der alten Schablone. Für Sie existiert nur das Parlament des deutschen
Reichstags. Sie können sich nicht vorstellen, dieses Mittel zu gebrauchen im revolutionären Sinne. Sie
verstehen: entweder Maschinengewehre oder Parlamentarismus. Wir wollen etwas verfeinerten
Radikalismus. Nicht bloß dieses grobkörnige Entweder-Oder. Es ist bequemer, einfacher, aber das ist
eine Vereinfachung, die nicht der Schulung und Erziehung der Massen dient.

Aus rein praktischen Gesichtspunkten heraus könnt Ihr wirklich mit ruhigem Gewissen sagen, wenn Ihr



 

den Boykott beschließt, Ihr seid der beste Kern der deutschen Arbeiterschaft, und als Vertreter der
revolutionärsten Schicht habt Ihr die Möglichkeit, mit ruhigem Gewissen zu versichern, die gewaltigen
Massen der Arbeiterschaft werden wirklich Eurer Boykottparole folgen und sich nicht beteiligen? Ich
spreche von den gewaltigen Massen, nicht von den Gruppen, die zu uns gehören. Es kommen Millionen in
Betracht, Männer, Frauen, junge Leute, Soldaten. Ich frage klar, ob Sie mit gutem Gewissen sagen
können, daß diese Massen, wenn wir hier beschließen, die Nationalversammlung zu boykottieren, den
Wahlen den Rücken kehren werden oder, noch besser, ihre Fäuste gegen die Nationalversammlung
richten werden? Das könnt Ihr nicht mit gutem Gewissen behaupten. Wir kennen die Zustände, die in den
Massen herrschen, wie sehr sie noch unreif sind. Die Tatsache besteht, daß Sie uns gerade, die wir in
diese Hirne revolutionären Geist hineintragen wollen, ausschalten von der Möglichkeit, der
Gegenrevolution die Herrschaft zu entreißen. Während wir für die Aktivität im revolutionären Sinne sind,
macht Ihr es Euch bequem, wendet den gegenrevolutionären Machenschaften den Rücken, überlaßt die
Massen den gegenrevolutionären Einwirkungen. Sie fühlen selbst, daß Sie das nicht können.

In welcher Weise wollen Sie die Wahlen beeinflussen, wenn Sie von vornherein erklären, wir halten die
Wahlen für null und nichtig? Wir müssen den Massen zeigen, daß es keine bessere Antwort gibt auf den
gegenrevolutionären Beschluß gegen das Rätesystem, als eine gewaltige Kundgebung der Wähler
zustande zu bringen, indem sie gerade Leute wählen, die gegen die Nationalversammlung und für das
Rätesystem sind. Das ist die aktive Methode, um die gegen uns gerichtete Waffe gegen die Brust des
Gegners zu richten. Sie müssen begreifen, daß derjenige, der den Verdacht des Opportunismus gegen
uns ausspricht, sich im Drängen der Zeit und Arbeit nicht Zeit genommen hat, ruhig und gründlich zu
prüfen sowohl seine wie unsere Auffassung.

Es kann sich nur darum handeln, welche Methode die zweckmäßigere ist zu dem gemeinsamen Zweck
der Aufklärung der Massen. Von Opportunismus ist in diesem Saale keine Rede, merken Sie sich das,
Genosse Rühle! Es liegt ein tiefer Widerspruch in Ihrer eigenen Argumentierung, wenn Sie sagen, ich
fürchte die nachteiligen Folgen des Parlamentarismus auf die Massen. Auf der einen Seite sind Sie der
revolutionären Reife der Massen so sicher, daß Sie darauf bauen, in 14 Tagen bereits eine sozialistische
Regierung hier aufzurichten, also bereits den endgültigen Sieg des Sozialismus. Auf der anderen Seite
befürchten Sie für dieselben so reifen Massen die gefährlichen Folgen des Wählens. Ich muß Ihnen offen
sagen, ich fürchte mich überhaupt vor gar nichts. Ich bin überzeugt, daß die Masse von vornherein durch
die gesamte Lage dazu geschaffen und geboren ist, daß sie richtig verstehen wird unsere Taktik. Wir
müssen die Massen im Sinne unserer Taktik erziehen, daß sie verstehen, das Instrument des Wählens zu
gebrauchen nicht als eine Waffe der Gegenrevolution, sondern als klassenbewußte, revolutionäre
Massen zur Niederschmetterung mit derselben Waffe derjenigen, die sie uns in die Hand gedrückt haben.

Ich schließe mit der Formulierung: Es ist zwischen uns im Zweck und in der Absicht gar kein Unterschied,
wir stehen alle auf demselben Boden, daß wir die Nationalversammlung als ein gegenrevolutionäres
Bollwerk bekämpfen, daß wir die Massen aufrufen und erziehen wollen, um die Nationalversammlung
zunichte zu machen. Es ist die Frage der Zweckmäßigkeit und der besseren Methode. Die Eure ist die
einfachere, die bequemere, die unsere ist etwas komplizierter, und gerade deshalb schätze ich sie, um
die geistige Revolutionierung der Massen zu vertiefen. Außerdem, Eure Taktik ist eine Spekulation auf die
sich überstürzenden Verhältnisse der nächsten Wochen, unsere behält im Auge den noch weiten Weg der
Erziehung der Massen. Unsere Taktik berechnet die nächsten Aufgaben im Zusammenhang mit den
Aufgaben der ganzen uns bevorstehenden Revolution, bis die deutschen proletarischen Massen so reif
sind, um die Zügel zu ergreifen. Sie kämpfen gegen Windmühlen, wenn Sie mir solche Argumente
unterstellen. Wir werden dann doch zur Straße greifen müssen, unsere Taktik fußt darauf, daß wir auf
der Straße die Hauptaktion entwickeln. Dies beweist also, daß Sie entweder Maschinengewehre
anwenden wollen oder in den deutschen Reichstag einziehen. Umgekehrt! Die Straße soll überall zur
Herrschaft und zum Triumph kommen. Wir wollen innerhalb der Nationalversammlung ein siegreiches
Zeichen aufpflanzen, gestützt auf die Aktion von außen. Wir wollen dieses Bollwerk von innen heraus



 

sprengen. Wir wollen die Tribüne der Nationalversammlung und auch diejenige der
Wählerversammlungen. Ob Sie so oder anders beschließen, Sie stehen auf dem gemeinsamen Boden mit
uns, auf dem Boden des revolutionären Kampfes gegen die Nationalversammlung.

Quelle: Rosa Luxemburg, „Rede für die Beteiligung der KPD an den Wahlen zur
Nationalversammlung“, 30. Dezember 1918. Zitiert nach Rosa Luxemburg: Gesammelte Werke, Bd. 4.,
August 1914 bis Januar 1919, Berlin, S. 479–83. Online verfügbar unter:
https://www.rosalux.de/stiftung/historisches-zentrum/rosa-luxemburg/rede-fuer-die-beteiligung-d
er-kpd-an-den-wahlen-zur-nationalversammlung
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veröffentlicht in: German History in Documents and Images,
<https://germanhistorydocs.org/de/die-weimarer-republik-1918-1933/ghdi:document-5404>
[16.03.2026].

https://www.rosalux.de/stiftung/historisches-zentrum/rosa-luxemburg/rede-fuer-die-beteiligung-der-kpd-an-den-wahlen-zur-nationalversammlung
https://www.rosalux.de/stiftung/historisches-zentrum/rosa-luxemburg/rede-fuer-die-beteiligung-der-kpd-an-den-wahlen-zur-nationalversammlung
https://germanhistorydocs.org/de/die-weimarer-republik-1918-1933/ghdi:document-5404

